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Kreis Viersen 
 

284/2020 Allgemeinverfügung des Kreises Viersen vom 21.04.2020 zur Regelung 

von Neu-und Wiederaufnahmen in vollstationären Dauer-und Kurzzeitpflegeeinrich-

tungen sowie besonderen Wohnformen für Menschen mit Behinderungen ein-

schließlich Kurzzeitwohneinrichtungen der Eingliederungshilfe zur Verhinderung der 

weiteren Ausbreitung von SARS-CoV-2 

 
Die Verordnung zur Regelung von Neu-und Wiederaufnahmen in vollstationären Dauer- und Kurzzeit-
pflegeeinrichtungen sowie besonderen Wohnformen für Menschen mit Behinderungen einschließlich 
Kurzzeitwohneinrichtungen der Eingliederungshilfe zur Verhinderung der weiteren Ausbreitung von 
SARS-CoV-2 (CoronaAufnahmeVO) vom 03.04.2020 trat mit Ablauf des 19.04.2020 außer Kraft. 
 

Da die epidemische Lage weiterhin Schutzmaßnahmen im Falle von Neu- und Wiederaufnahmen in 

o. a. Einrichtungen erforderlich macht, erlässt der Kreis Viersen als zuständige Behörde auf der Grund-

lage der §§ 28 Abs. 1 IfSG und 14 Abs. 1 OBG mit Wirkung vom 20.04.2020 folgende 

 

Allgemeinverfügung: 

Durch diese Allgemeinverfügung gelten folgende Regelungen der am 19.04.2020 außer Kraft getrete-

nen CoronaAufnahmeVO inhaltsgleich fort: 

 

1. Durch Krankenhäuser zu treffende Maßnahmen (§ 2 CoronaAufnahmeVO): 

Krankenhäuser haben zu gewährleisten, dass bei Personen, die aus dem Krankenhaus entlas-

sen werden und anschließend in eine vollstationäre Dauer- oder Kurzzeitpflegeeinrichtung be-

ziehungsweise besondere Wohnform für Menschen mit Behinderungen einschließlich Kurz-

zeitwohneinrichtungen der Eingliederungshilfe zurückkehren oder dort neu aufgenommen 

werden, zum Zeitpunkt der Entlassung eine Testung auf eine Infektion mit dem SARS-CoV-2 

Virus vorgenommen wird. Durch eine entsprechende Kennzeichnung ist für eine prioritäre 

Analyse dieser Probe zu sorgen. Sofern Anzeichen für einen Atemwegsinfekt oder eine andere 

Infektionskrankheit vorliegen, ist die aufnehmende Einrichtung schriftlich darauf hinzuweisen. 

 

2. Durch behandelnde Ärztinnen und Ärzte sowie die Kassenärztlichen Vereinigungen in Nord-

rhein-Westfalen zu treffende Maßnahmen (§ 3 CoronaAufnahmeVO): 

Bei allen Neuaufnahmen in vollstationären Dauer-und Kurzzeitpflegeeinrichtungen sowie be-

sonderen Wohnformen für Menschen mit Behinderungen ist unverzüglich durch die behan-

delnde Ärztin beziehungsweise den behandelnden Arzt eine Testung der aufzunehmenden 

Person auf eine Infektion mit dem SARS-CoV-2 Virus vorzunehmen oder zu veranlassen. Um 

dies zu gewährleisten, fordern die Kassenärztlichen Vereinigungen ihre Mitglieder auf, durch 

eine entsprechende Kennzeichnung für eine prioritäre Analyse dieser Probe zu sorgen. 
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3. Durch Pflegeeinrichtungen und Wohnformen der Eingliederungshilfe zu treffende Maßnah-

men (§ 4 CoronaAufnahmeVO):  

(1) Alle vollstationären Dauer- oder Kurzzeitpflegeeinrichtungen beziehungsweise besonde-

ren Wohnformen für Menschen mit Behinderungen einschließlich Kurzzeitwohneinrich-

tungen der Eingliederungshilfe haben unverzüglich Isolations-und Quarantänebereiche in 

einer für die Bewohnerzahl angemessenen Größe vorzubereiten. Diese sind unverzüglich 

bei einer Neuaufnahme von Menschen, die bisher häuslich versorgt wurden, oder bei 

Neu- oder Wiederaufnahme einer aus einer Krankenhausbehandlung entlassenen Be-

wohnerin oder eines Bewohners in Betrieb zu nehmen. 

(2) Dabei ist eine getrennte Unterbringung für Menschen, die bereits infiziert und daher iso-

liert unterzubringen sind, und den Menschen, die keine Symptome einer Erkrankung an 

COVID-19 zeigen, aber von denen noch kein negatives Testergebnis vorliegt, zu gewähr-

leisten. Dabei bedarf es für die isolierte Unterbringung nicht zwingend einer Anordnung 

durch die untere Gesundheitsbehörde. Sie kann auch durch die Einrichtungsleitung auf 

der Basis des § 2 Absatz 1 der Verordnung zum Schutz vor Neuinfizierungen mit dem 

Coronavirus SARS-CoV-2 vom 22.03.2020 (GV. NRW. S. 178a), die zuletzt durch Verord-

nung vom 16.04.2020 (GV. NRW. S. 221a) geändert worden ist, verfügt werden. 

(3) Bei der Einrichtung der Isolations- und Quarantänebereiche sind –sobald diese benötigt 

werden –auch Verlegungen von gesunden und nicht infizierten Bewohnerinnen und Be-

wohnern innerhalb der Einrichtung zulässig, wenn dies erforderlich ist. 

(4) Im Fall einer Neuaufnahme oder Wiederaufnahme einer aus einer Krankenhausbehand-

lung zurückkehrenden Bewohnerin oder eines Bewohners ist diese oder dieser für 14 Tage 

innerhalb des Quarantäne- beziehungsweise Isolationsbereichs von allen anderen Bewoh-

nerinnen und Bewohnern einschließlich der in den Quarantäne- und Isolationsbereichen 

befindlichen getrennt unterzubringen, zu pflegen, zu betreuen und zu versorgen. Die ge-

trennte Unterbringung von infizierten Bewohnerinnen und Bewohnern ist für die gesamte 

Dauer der durch die untere Gesundheitsbehörde angeordneten Isolierung zu gewährleis-

ten. Bewohnerinnen und Bewohner, die in den Quarantäne- und Isolationsbereichen un-

tergebracht sind, dürfen die Einrichtung unter den Voraussetzungen des § 2a Corona-

schutzverordnung nur mit der weiteren Einschränkung verlassen, dass sie beim Verlassen 

der Einrichtung von Beschäftigten begleitet werden, die ausschließlich im Quarantäne- 

und Isolationsbereich eingesetzt werden oder durch entsprechende Schutzausrüstung si-

cher vor einer Infektion geschützt sind. 

(5) Der Aufenthalt im Quarantänebereich beträgt im Regelfall 14 Tage. In den Fällen, in denen 

eine Isolierung aufgrund einer Infektion mit dem SARS-CoV-2 Virus verfügt wurde, ist die 

Aufhebung der Isolierung durch die untere Gesundheitsbehörde abzuwarten. 

(6) Im Falle von Neu-und Wiederaufnahmen ist das Infektionsrisiko für die anderen Bewoh-

nerinnen und Bewohner im höchsten Maße zu reduzieren. Dazu gehört insbesondere die 

Bestimmung von Personal, das ausschließlich die Versorgung, Betreuung und Pflege der 

in den Quarantäne- beziehungsweise Isolationsbereichen befindlichen Personen über-

nimmt. Für den Personenkreis, der ausschließlich in Quarantäne- und Isolationsbereichen 
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tätig ist, stellt der zuständige Betriebsarzt sicher, dass dieser risikoabhängig auf eine In-

fektion mit dem SARS-CoV-2 Virus getestet wird. Dabei ist ebenfalls die prioritäre Analyse 

der Proben zu veranlassen. Darüber hinaus sind die jeweils aktuellen Empfehlungen des 

Robert Koch Instituts für die Pflege und Betreuung in Einrichtungen mit infizierten Perso-

nen zu berücksichtigen. 

(7) Die in den Absätzen 1 bis 6 enthaltenen Regelungen gelten auch sinngemäß für anbieter-

verantwortete Wohngemeinschaften im Sinne des § 24 Absatz 3 Wohn-und Teilhabege-

setzes sowie für Angebote des Servicewohnens im Sinne des § 31 des Wohn-und Teilha-

begesetzes. 

 

Geltungsdauer: 

Diese Allgemeinverfügung gilt so lange, bis eine durch die Landesregierung bzw. dem zuständigen 

Landesministerium erlassene neue Verordnung, welche die bis zum 19.04.2020 gültige CoronaAuf-

nahmeVO ersetzen soll, in Kraft getreten ist. 

 

Bekanntgabe: 

Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß § 41 Abs. 4 Satz 4 Verwaltungsverfahrensgesetz Nordrhein-

Westfalen (VwVfG NRW) mit dem auf die Bekanntmachung folgenden Tag als bekannt gegeben. 

 

Zwangsmittelandrohung: 

Für jeden Fall der Zuwiderhandlung gegen die unter Ziff. 1 bis 3 getroffenen Anordnungen sowie ge-

gen die Anzeigepflicht nach Ziff. 8 wird gem. § 63 Verwaltungsvollstreckungsgesetz des Landes Nord-

rhein-Westfalen (VwVG NRW) ein Zwangsgeld in Höhe von 1.000,00 Euro angedroht. 

 

Begründung: 

Diese Allgemeinverfügung erlasse ich als zuständige Behörde gem. § 43 Abs. 1 Wohn- und Teilhabe-

gesetz. Rechtsgrundlage für die zu treffenden Maßnahmen sind die §§ 28 Abs. 1 Satz 2 IfSG und 14 

Abs. 1 OBG. Unter den Voraussetzungen des § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG kann die zuständige Behörde Perso-

nen verpflichten, den Ort, an dem sie sich befinden, nicht oder nur unter bestimmten Bedingungen 

zu verlassen oder von ihr bestimmte Orte oder öffentliche Orte nicht oder nur unter bestimmten 

Bedingungen zu betreten.  

 

Um die aus Infektionsschutzgründen notwendige Verfügbarkeit freier Krankenhauskapazitäten wäh-

rend der aktuellen epidemischen Lage zu gewährleisten, haben alle vollstationären Dauer-und Kurz-

zeitpflegeeinrichtungen sowie besonderen Wohnformen für Menschen mit Behinderungen ein-

schließlich Kurzzeitwohneinrichtungen der Eingliederungshilfe, sofern bisher kein ausdrückliches Be-

legungsverbot nach § 15 Absatz 2 des Wohn-und Teilhabegesetzes vom 02.10.2014 (GV. NRW. S. 

625), das zuletzt durch Gesetz vom 11.04.2019 (GV.NRW. S. 210) geändert worden ist, für eine Ein-

richtung oder Wohnform erlassen wurde oder die Aufnahmekapazität erschöpft ist, Neuaufnahmen 

vorzunehmen und aus einer Krankenhausbehandlung zurückkehrende Bewohnerinnen und Bewoh-
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ner wiederaufzunehmen. Um dies zu gewährleisten hat das Land NRW am 03.04.2020 die Corona-

AufnahmeVO erlassen und schreibt zwingend die Planung und unter bestimmten Voraussetzung das 

Aktivieren von Quarantäne- und Isolationsbereichen vor. Weiterhin wurden bestimmte flankierende 

Maßnahmen in Verantwortung der Ärzte und Krankenhäuser getroffen. 

Ziel ist es, dass Krankenhäuser nicht mehr behandlungsbedürftige Menschen weiter entlassen und 

Pflegebedürftige sowie Menschen mit Behinderungen weiter in den entsprechenden Einrichtungen 

aufgenommen werden können. Auf diese Weise soll in der aktuellen epidemischen Lage sichergestellt 

werden, dass dringend benötigte Krankenhaus-Kapazitäten auch bei einer weiteren Verbreitung von 

SARS-CoV-2 zur Verfügung stehen. Zugleich sollen Pflegebedürftige und Menschen mit Behinderun-

gen auch weiterhin in den Einrichtungen aufgenommen werden können, die für ihre Bedürfnisse pas-

send ausgestattet sind sowie über das qualifizierte Personal für die notwendige Pflege und Betreuung 

verfügen. 

Die getroffenen Maßnahmen sind geeignet, um eine Ausbreitung der Infektion mit COVID-19 zu ver-

langsamen und eine Gefahr für Leib und Leben besonders schutzbedürftiger Personen zu verringern. 

An der Einschätzung dieser Lage hat sich nichts verändert. Die CoronaAufnahmeVO trat gleichwohl 

mit Ablauf des 19.04.2020 außer Kraft. Diese Allgemeinverfügung ist daher erforderlich, um einen 

ansonsten entstehenden rechtsfreien Raum bis zum Erlass einer Nachfolgeregelung durch das Land 

NRW zu vermeiden. 

 

Die Allgemeinverfügung ist angemessen, da sie nicht außer Verhältnis zu dem in der Allgemeinverfü-
gung angestrebten Schutz höherwertiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der Bevölke-
rung steht. 
 

Die Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar (§ 28 Abs. 3 i.V.m. § 16 Abs. 8 IfSG).  

Eine Klage hat somit keine aufschiebende Wirkung. 

 

Auf die Strafvorschrift des § 75 Abs. 1 Nr. 1 IfSG wird hingewiesen. 

 

 

Zur Zwangesmittelandrohung: 

Die Androhung des Zwangsgeldes stützt sich auf die § 55, § 57 Abs. 1 Nr. 2 und § 60 Verwaltungsvoll-

streckungsgesetz NRW (VwVG NRW). Nach § 55 Abs. 1 VwVG NRW kann ein Verwaltungsakt, der auf 

die Vornahme einer Handlung oder auf Duldung oder Unterlassung gerichtet ist, mit Zwangsmitteln 

durchgesetzt werden, wenn er unanfechtbar ist oder wenn Rechtsmittel keine aufschiebende Wirkung 

haben.  

 

Das Zwangsmittel ist das geeignete Mittel zur Durchsetzung meiner Forderung. Andere, weniger belas-

tende Zwangsmittel, sind nicht ersichtlich. Zudem ist die Androhung eines Zwangsgeldes im Hinblick 

auf die Güterabwägung erforderlich. Abgewogen hierbei werden die Interessen der Krankenhäuser, 

behandelnden Ärzte sowie der Leistungsanbieter an einer störungsfreien eigenverantwortlichen und 
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wirtschaftlich orientierten Führung des jeweiligen Betriebs und die Interessen der Nutzer der o.g. 

Wohn- und Betreuungseinrichtung an einem möglichst selbstbestimmten und selbstständigen Leben, 

frei von Gefahren für Leib und Seele. Insbesondere unter Berücksichtigung des erhöhten Schutzbedar-

fes der Nutzer wird den schützenswerten Gütern der Nutzer eine höhere Bedeutung beigemessen.  

 

Es wird ein Zwangsgeld in Höhe von 1.000,00 EUR für jede Zuwiderhandlung gegen die Anordnung nach 

Ziffer 1 bis 3 angedroht. Die Höhe des Zwangsgeldes ist geeignet, der Forderung in ausreichendem Maß 

Nachdruck zu verleihen. Die Höhe steht auch nicht erkennbar außer Verhältnis zu dem beabsichtigten 

Erfolg. Somit ist das Zwangsgeld in angedrohter Höhe angemessen und verhältnismäßig.  

 

Ich weise darauf hin, dass Zwangsmittel so oft angedroht, festgesetzt und in der Höhe gewechselt wer-

den können, bis der Zweck dieser Verfügung erfüllt ist. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwal-

tungsgericht in Düsseldorf erhoben werden. Die Anschrift lautet: Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bas-

tionstraße 39, 40213 Düsseldorf, oder Postfach 200860, 40105 Düsseldorf. Die Klage kann schriftlich 

beim Verwaltungsgericht eingereicht oder zu Protokoll des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle, Bas-

tionstraße 39, 40213 Düsseldorf, erklärt werden. 

Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektronische Post-

stelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung durch das 

Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden 

Person versehen sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermitt-

lungsweg gemäß § 55a Absatz 4 VwGO eingereicht werden. Die für die Übermittlung und Bearbeitung 

geeigneten technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Verordnung 

über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere 

elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) vom 24. Novem-

ber 2017 (BGBl. I S. 3803). 

 
Hinweis: 
Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite www.justiz.de. 
 
 
In Vertretung 
 
gez. 
Schabrich 
Kreisdirektor 
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